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WZ: Wie haben Sie in der
Verwaltung 2020 auf die Co-
rona-Pandemie reagiert?

Carsten Niemann: Wir wa-
ren zu jeder Zeit vollumfäng-
lich einsatzbereit, sodass der
Leistungsumfang für unsere
Bürger in allen Bereichen oh-
ne Einschränkung gewähr-
leistet war. Die Kontaktauf-
nahme erfolgte vornehmlich
über Terminabstimmungen.
Auch spontane Anliegen
wurden bedient. Für Mitar-
beiter gab es unter anderem
schon frühzeitig Möglichkei-
ten für Homeoffice-Lösungen
und Videokonferenzen, und
unsere Grundschulen wurden
mit von uns fertig konfigu-
rierten Leih-Tablets ausge-
stattet.

Halten Sie es für das richti-
ge Signal, im aktuellen Lock-
down reguläre Ratssitzun-
gen, in denen die Haushalte
für 2021 verabschiedet wer-
den, in den Mitgliedsge-
meinden abzuhalten?

Eine Aufgabe der Samtge-
meinde ist es, die Haushalte
für ihre Mitgliedsgemeinden
als wichtigstes kommunales
Planungsinstrument im Ent-
wurf aufzustellen, was nach
Wünschen der örtlichen Poli-
tik für das Haushaltsjahr 2021
pünktlich zum Jahresbeginn
erfolgt ist. Bis auf eine Mit-
gliedsgemeinde (Flecken
Ahlden, d. Red.) haben sich
in der Samtgemeinde Ahlden
alle dafür entschieden, die
Haushaltsberatungen jetzt
durchzuführen. Mit entspre-
chenden Hygienemaßnah-
men sind Sitzungen kommu-
naler Gremien insbesondere
bei Beratungserfordernissen
nach wie vor vertretbar.

Die vergangenen Jahre
hatten Sie stets unter ein
Motto gestellt. Wie lautet es
2021?

Für 2021 gibt es kein ein-
zelnes Motto. Der Feuerwehr-
bedarfsplan ist beschlossen
und wird abgearbeitet, der
Bauantrag für die Stützpunkt-
wehr Hodenhagen steht zur
Genehmigungsprüfung durch
den Kreis an; mit dem Bau
wird dieses Jahr begonnen.
Das Fachgutachten für das
Projekt Schulstandort steht
vor der Ausschreibung, noch
2021 erwarten wir dadurch
wesentliche Grundlagen, um

organisatorisch und bautech-
nisch wichtige Entscheidun-
gen treffen zu können. Wir
werden uns noch digitaler
aufstellen, sowohl im Bil-
dungs- wie auch im Verwal-
tungsbereich, hierfür werden
wir vor allem technische
Grundlagen schaffen.

Die Samtgemeinde steuert
finanziell schweren Zeiten
entgegen, Großprojekte wie
das Hodenhagener Feuer-
wehrhaus und Grundschulsa-
nierung oder -neubau kön-
nen nur mithilfe von Kredi-
ten umgesetzt werden. In
dem Zusammenhang gab es
massive Kritik vonseiten der
FUWG, weil Sie es 2020 ver-
säumt hätten, gemeinsam mit
Vertretern aller Mitgliedsge-
meinden einen Kurs für die
Zukunft zu finden. Was sagen
Sie dazu?

Die Kritik ist nur oberfläch-
lich betrachtet zu verstehen
und korrespondiert völlig
nachvollziehbar mit der Tat-
sache, dass zukünftig die
kommunalen Einnahmen un-
serer Mitgliedsgemeinden
verstärkt zur Finanzierung
der Pflichtaufgaben auf Samt-
gemeindeebene in unserer
Eigenschaft als Schulträger
und für den Bereich Feuer-
schutz erforderlich werden.
Da Samtgemeinden über kei-
nerlei eigene Einnahmen ver-
fügen, wird deren finanzielle
Ausstattung durch Umlage-
zahlungen gewährleistet, was
zwangsläufig Auswirkungen
auf die finanziellen Ressour-
cen unserer Mitgliedsge-
meinden hat. Wir haben hier

eine gemeinsame Verantwor-
tung und stehen hierüber seit
Jahren in einem konstrukti-
ven Dialog.

Hätte es dennoch schon
früher Gespräche zur Finan-
zierung des Schulbaus geben
müssen?

Zum Schulstandort wer-
den erst auf Basis des inter-
disziplinären Gutachtens
kommunale Entscheidun-
gen möglich, ein Finanzie-
rungskonzept abzustimmen
und somit auch der voraus-
sichtliche Kostenrahmen
konkret für jede Mitglieds-
gemeinde zu beziffern sein.
Die Abstimmungsrunde ist
insofern weder verspätet
noch aufgehoben, sondern
rein sachlich bis zum Vorlie-
gen jenes Gutachtens ver-
schoben.

Von der Samtgemeinde zu
den Mitgliedsgemeinden:
Was sehen Sie dort als be-
sonders wichtige Vorhaben
für 2021 an?

Vor allem die Schaffung
oder Erarbeitung der
Grundlagen für Angebots-
erweiterungen im Bildungs-
und Betreuungsbereich, ne-
ben der für alle Mitglieds-
gemeinden wichtigen Klä-
rung zum Thema Schul-
standort. In Hodenhagen
soll die Kita „Potsdamer
Weg“ umfassend erweitert
werden. Mit einer Fertig-
stellung rechnen wir dieses
Jahr. Nach wie vor ist die
Samtgemeinde Ahlden als
Wohnstandort sehr gefragt.
In allen Mitgliedsgemein-

den ist eine Ausweisung
und Vermarktung von
Wohngebietsflächen vorge-
sehen beziehungsweise in
der Umsetzung. Ein weite-
res Thema ist die Schaffung
und Vermarktung von Ge-
werbeflächen sowie Be-
standspflege unserer örtli-
chen Betriebe. In der Samt-
gemeinde ist gerade unsere
Glasfaserinitiative gestartet,
bis 2022/23 werden wir für
unsere Bürger durch das
Ausbauangebot der htp-
GmbH eine hochperforman-
te Breitbandanbindung mit
direkten FTTH-Glasfase-
ranschlüssen in allen Orten
der Samtgemeinde schaffen
können.

Sie haben mehrfach darauf
hingewiesen, dass die perso-
nelle Ausstattung der Ver-
waltung „sehr sportlich“ sei.
Reicht der Personalstamm
aus?

Der Personalstamm der
Kernverwaltung im Rathaus
umfasst einschließlich meiner
Person 17,5 Vollzeitäquiva-
lente, die sich auf 21 Perso-
nen verteilen. Im interkom-
munalen Vergleich ist diese
Personalstärke vor dem Hin-
tergrund der vielfältigen
kommunalen Aufgaben eher
unter dem Durchschnitt. Die
Kompensation urlaubsbe-
dingter Abwesenheit und
krankheitsbedingter Ausfälle
ist vor allem für das Tagesge-
schäft eine Herausforderung.
Für die Politik bedeutet das,
dass Projekte in Abhängig-
keit bestehender Ressourcen
nicht immer so zügig umge-

setzt werden können wie ge-
wünscht, nicht alles „Prio
eins“ sein kann und auch
mitunter personell und tech-
nisch nachjustiert werden
muss.

In Bezug auf Transparenz
hinken Samtgemeinde und
Mitgliedsgemeinden ande-
ren Kommunen in der Nach-
barschaft hinterher. So gibt
es nach wie vor kein Ratsin-
formationssystem. Ist ge-
plant, am Status quo etwas zu
verändern?

Im EDV-Bereich haben wir
zunächst einen Schwerpunkt
auf Optimierung unserer Ser-
ver- und Netzwerktechnik
gelegt, die Ausfallsicherheit
verbessert, die Alarmsoftware
erweitert, um neben unserer
Kernverwaltung auch unsere
Liegenschaften, Außenstellen
und Mitgliedsgemeinden
zentral vor Hackerübergriffen
schützen zu können. Neben
dem Aufbau einer virtuellen
Telefonanlage sowie einer si-
cheren VPN-Anbindung von
Homeoffice-Plätzen wurde
ein datenschutzkonformes Vi-
deokonferenzsystem aufge-
baut, über das perspektivisch
eine Live-Übertragung, bei-
spielsweise von Ratssitzun-
gen, über das Internet mög-
lich sein wird.

Was ist mit einem Ratsin-
formationssystem?

Das Ratsinformationssys-
tem als Kommunikationsmo-
dul zwischen Verwaltung und
Ratsmitgliedern von Samtge-
meinde und unseren Mit-
gliedsgemeinden wird sinn-

vollerweise mit dem Beginn
der neuen Ratsperiode ver-
knüpft werden. Perspekti-
visch sind die Überarbeitung
unserer Homepage und der
Aufbau eines digitalen On-
lineangebots für unsere Be-
völkerung vorgesehen. Um
ein wirkliches „Open Rat-
haus“ oder Rathaus 2.0 zu er-
möglichen, reicht das Einstel-
len von Informationen und
Blanko-Online-Formularen
insbesondere für ein digitales
Bürgerbüro nicht aus, hier
sind generell noch diverse
datenschutzrechtliche Belan-
ge und vor allem Fragen zur
individuellen Authentifizie-
rung für rechtswirksame
Transaktionen zu klären.

Die Samtgemeinde Ahlden
nimmt bereits das Verwal-
tungsgeschäft für die Ge-
meinden Hodenhagen und
Grethem wahr. Gibt es Über-
legungen in weiteren Mit-
gliedsgemeinden, jene zeit-
intensiven Aufgaben eben-
falls zu übertragen?

Da müssen Sie unsere an-
deren drei Mitgliedsgemein-
den fragen, entsprechende
Erkenntnisse haben wir der-
zeit nicht. Sollte der Wunsch
bestehen, dass wir neben un-
serer ohnehin weitreichen-
den Unterstützungsfunktion
auch offiziell Verwaltungsar-
beiten ganz oder in Teilen für
weitere Mitgliedsgemeinden
übernehmen sollen, so ste-
hen wir selbstverständlich
bereit; die Rahmenbedingun-
gen wurden bei der Vorbe-
reitung zur Übernahme der
Verwaltungsgeschäfte für
Hodenhagen und Grethem
für alle Mitgliedsgemeinden
bereits erarbeitet und kom-
muniziert.

Im Herbst finden im Hei-
dekreis Kommunalwahlen
statt, zudem in der Samtge-
meinde Ahlden auch Bürger-
meisterwahlen. Werden Sie
sich zur Wiederwahl stellen?

Ja, auf jeden Fall! Die erste
Amtszeit ist unglaublich
schnell vergangen – wir als
Verwaltung haben dabei vie-
les auf den Weg gebracht,
stehen vor großen Herausfor-
derungen, entscheidende
Projekte sind in Vorberei-
tung, und gerade das positi-
ve Feedback aus unserer Be-
völkerung motiviert mich
sehr. Es steht für mich daher
außer Frage, dass ich mein
Amt als hauptamtlicher Bür-
germeister in und für die
Samtgemeinde Ahlden er-
neut parteineutral als Einzel-
bewerber und vor allem mit
viel Herzblut weiter ausüben
möchte. CDU-Gemeindever-
band und SPD-Vorstand ha-
ben mir bereits ein klares
Signal für eine erneute Un-
terstützung gegeben, die ich
vor dem Hintergrund unserer
bisherigen gemeinsamen
sehr konstruktiven Arbeit auf
Ratsebene und mit unseren
Mitgliedsgemeinden im Inte-
resse einer gemeinsamen
Entwicklung sehr zu schät-
zen weiß.

„Ich stelle mich zurWiederwahl“

Der Ahldener
Samtgemeinde-
bürgermeister

Carsten Niemann
strebt eine zweite
Amtszeit an. Das
kündigt er im
Interview mit
WZ-Redakteur
Dirk Meyland an.
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Es steht für mich außer
Frage, dass ich mein Amt als
hauptamtlicher Bürgermeister
in der und für die Samtgemeinde
Ahlden erneut parteineutral als
Einzelbewerber mit viel Herzblut
weiter ausüben möchte.
Carsten Niemann

„

WALSRODE. Im Zuge der Co-
ronakrise ist die Zahl der Mi-
nijobs im Heidekreis um acht
Prozent gesunken. Mitte 2020
gab es rund 13.400 geringfü-
gig entlohnte Arbeitsverhält-
nisse – ein Jahr zuvor 14.600.
Besonders stark war der
Rückgang im Gastgewerbe.
In der Branche gingen binnen

eines Jahres 535 Minijobs
verloren – ein Minus von 23
Prozent. Das teilt die Ge-
werkschaft Nahrung-Ge-
nuss-Gaststätten (NGG) mit
und beruft sich dabei auf
neueste Zahlen der Bundes-
agentur für Arbeit. „450-Eu-
ro-Kräfte zählen zu den
Hauptverlierern der Wirt-

schaftskrise. Sie haben kei-
nen Anspruch auf Kurzarbei-
tergeld und sind sozial kaum
abgesichert“, sagt Steffen
Lübbert, Geschäftsführer
NGG-Region Lüneburg.

Die Statistik spiegele eine
„enorme Unwucht“ auf dem
Arbeitsmarkt wider. Während
dank staatlicher Hilfen wie

der Kurzarbeit die Zahl der
sozialversicherungspflichti-
gen Stellen in der Region na-
hezu konstant geblieben sei,
treffe die Pandemie prekär
Beschäftigte hart. Betroffen
seien gerade Frauen, die eine
450-Euro-Stelle als Kellnerin
oder Küchenhilfe oft als einzi-
ge Einnahmequelle hätten,

aber auch Studierende. Der
Gewerkschafter kritisiert die
Entlassungen und fordert an-
dere Lösungen von den Un-
ternehmern. Arbeitnehmer
könnten wirksam geschützt
werden, wenn alle Beschäfti-
gungsformen am Sozialversi-
cherungssystem beteiligt
würden. Eine Heraufsetzung

der Verdienstgrenze bei Mi-
nijobs auf monatlich 600 Eu-
ro, wie sie derzeit Teile der
Union fordern, würde prekäre
Beschäftigungsformen weiter
ausbauen, statt sie einzugren-
zen. So könnten bundesweit
rund 470.000 Menschen mit
regulären Stellen ungewollt
zu Minijobbern werden.

Weniger Minijobs, vor allem im Gastgewerbe
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten beleuchtet Corona-Auswirkungen auf den Landkreis Heidekreis


